
Wie bereits in der vergangenen Ausgabe berichtet, hat-

ten sich die Koalition auf die Neuordnung der Bund-

Länder-Finanzbeziehungen geeinigt. Verbunden mit 

diesem größten Vorhaben dieser Legislaturperiode sind 

mehrere Grundgesetzänderungen, denen der Bundestag 

in dieser Woche mit der notwendigen Zweidrittelmehr-

heit zugestimmt hat. Mit diesem umfangreichen Gesetz-

gebungspaket sorgen wir für finanzielle Planungssicher-

heit in Bund und Ländern von 2020 bis mindestens 2030. 

Im Vordergrund dieser Reform steht die gesamtstaatliche 

Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit. Damit tragen 

wir bei zu gleichwertigen Lebensverhältnissen in ganz 

Deutschland. Der bisherige Länderfinanzausgleich ent-

fällt. Der Ausgleich wir nun über die Verteilung des Län-

deranteils an der Umsatzsteuer geregelt. Ergänzend er-

klärt sich der Bund zu einer jährlichen zusätzlichen finan-

ziellen Beteiligung bereit, die im Jahr 2020 rund 9,5 Mil-

liarden Euro betragen wird. Im Gegenzug wird es struktu-

relle Verbesserungen im Bund-Länder-Verhältnis errei-

chen. So wird der Stabilitätsrat gestärkt, indem er die Ein-

haltung der Schuldenbremse zukünftig auch auf Länder-

ebene überwacht. Die Entscheidung macht nun den Weg 

frei, dass der Bund finanzschwache Kommunen bei der 

Sanierung von Schulen unterstützen kann. Er stellt hierfür 

zusätzlich 3,5 Milliarden Euro bereit und leistet damit 

einen wichtigen Beitrag für bessere Schulen in Deutsch-

land. Mit einer Infrastrukturgesellschaft beschleunigen 

wir künftig Bau und Erhalt der Autobahnen. Die Gesell-

schaft bleibt im Eigentum des Bundes. Von einer Privati-

sierung kann also keine Rede sein. ■ 
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Jugend im Parlament  

Carina Mäschle aus Oberholzheim hat im Bundestag an 

der Parlamentssimulation "Jugend im Parlament" teil-

genommen. 315 Jugendliche aus ganz Deutschland ha-

ben in Berlin vier Tage lang die Gesetzgebung simuliert 

und im Plenarsaal des Bundestages debattiert. Dabei 

lernten die Jugendlichen die Abläufe in einem Parla-

ment kennen und diskutierten über echte Politikinhalte 

untereinander als Vertreter der fiktiven Fraktionen in 

denen sie sich aufgeteilt hatten. Josef Rief hatte Frau 

Mäschle für seinen Wahlkreis nominiert und freute 

sich, sie auch in seinem Berliner Büro zu begrüßen. ■ 

Josef Rief ist auf Facebook mit 
Profil und Fan-Page unter: 
www.facebook.com/josefriefmdb 

Bundesfinanzminister Schäuble spricht im Plenum zur Neuord-
nung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen. Foto: DBT 

 

Nächster Sprechtag von Josef Rief:  

7. Juni 13 - 15 Uhr, im Wahlkreisbüro in Biberach 

http://www.facebook.com/josefriefmdb
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Dialog Landwirtschaft - 10-Punkte - Plan 

Am Rande einer Dialogveranstaltung im Bundesland-

wirtschaftsministerium sprach Josef Rief mit Christian 

Schmidt. Riefs aktueller Praktikant, Jonas Riedesser 

aus Achstetten, freute sich über die Gelegenheit den 

Minister kennen zu lernen. Auf der Veranstaltung stell-

te Schmidt seinen 10-Punkte-Plan als Zukunftsstrategie 

für die ländlichen Räume vor. Ziel der Strategie ist, ein 

weiteres Auseinanderdriften der Regionen zu verhin-

dern. Eine Übersicht über die Zehn Punkte finden Sie 

auf der Internetseite des Bundeslandwirtschaftsministe-

riums unter: 

http://www.bmel.de/DE/Laendliche-Raeume/_texte/zehn-punkte-plan-laendliche-raeume-laendliche-regionen.html ■ 

Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen. 

Ehen zwischen Minderjährigen können das Wohl der 

Kinder bzw. Jugendlichen sowie deren Entwicklungs-

chancen maßgeblich beeinträchtigen. Das neue Gesetz 

legt im Sinne des Kindeswohles und des Schutzbedürf-

nisses Minderjähriger das Ehemündigkeitsalter im 

deutschen Recht ausnahmslos auf 18 Jahre fest. Zudem 

werden Ehen, bei denen ein Ehepartner zum Zeitpunkt 

der Heirat unter 16 Jahre alt war, für nichtig erklärt. 

War einer der Ehepartner 16 oder 17 Jahre, kann auf 

Antrag die Ehe durch Gerichtsbeschluss annulliert wer-

den. Wir setzen damit unsere Werteordnung auch ge-

genüber im Ausland geschlossenen Ehen durch, wenn 

die Ehepartner etwa als Flüchtlinge nunmehr nach 

Deutschland kommen. ■ 

Stärkung der Betriebsrente als wichtige Säule der 

Altersvorsorge 

Die betriebliche Altersversorgung ist eine wichtige Er-

gänzung der gesetzlichen Rente. Derzeit profitieren 

aber nur wenige Arbeitnehmer davon. So steht in Be-

trieben mit weniger als 500 Mitarbeitern noch nicht 

einmal jedem zweiten Geringverdiener eine Betriebs-

rente in Aussicht. Das Betriebsrentenstärkungsgesetz 

leistet nun einen wichtigen Beitrag zum Erhalt und der 

Verbreiterung der betrieblichen Altersvorsorge  

Mehr Menschen sollen daran teilhaben können, insbe-

sondere Geringverdiener werden besonders gefördert. 

Hier erhält der Arbeitgeber neue Zuschüsse, wenn er 

die Betriebsrente der Mitarbeiter freiwillig unterstützt.  

Verbesserungen gibt es auch im Bereich der freiwilli-

gen Zusatzrenten, wie bspw. Riesterrenten. Auf die 

Grundsicherung im Alter sollen künftig bis zu 200 Euro 

anrechnungsfrei bleiben. Menschen, die für ihre Vor-

sorge alles getan haben was sie können und dennoch im 

Alter auf staatliche Hilfe angewiesen sind, müssen für 

ihre Ansparungen belohnt werden . Bei dem neuen So-

zialpartnermodell wird auf Garantien verzichtet. Das 

spiegelt die Auffassung der mittlerweile meisten Exper-

ten wider, die in dem neuen Konzept die Chance auf 

eine höher verbreitete, effiziente und nicht zuletzt auch 

sicher gestaltbare Betriebsrente sehen. Mit dem Sozial-

partnermodell werden die bestehenden und gut funktio-

nierenden Betriebsrentensysteme nicht zwanghaft ver-

ändert. Wichtig ist, dass sich kleine, nicht-tarifgebundene 

Betriebe dem neuen Modell anschließen können und dass 

es gut funktionierende, bestehende Betriebsrentensysteme 

nicht verdrängt. ■ 

IT Sicherheit bei Rohde und Schwarz 

Josef Rief besuchte in dieser Woche auch den parla-

mentarischen Abend der Firma Rohde und Schwarz, 

die Kommunikations- und It-Sicherheitstechnik her-

stellt. Das Unternehmen mit Hauptsitz in München 

produziert auch in Memmingen, wo viele Mitarbeiter 

aus dem Wahlkreis Biberach arbeiten. Auf der Veran-

staltung wurde live der Einbruch auf Servern gezeigt 

sowie SMS von Besuchern manipuliert und damit die 

hohe Relevanz von IT-Sicherheit vor Augen geführt. ■ 


